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Senator Prof. Dr. Herbert W eichmann, H am burg;

Problematische Steuersenkungspläne
Kritisdie Bemerkungen zum Steueränderungsgesetz 1964

A m  15. M ai dieses Jahres hat der Bundesrat dem  Regierungsentw urf zum  Steueränderungs­
gesetz 1964, das eine Reihe von Steuerentlastungen fü r  das W ahljahr 1965 vorsieht, zu ­
gestimmt. In  der Öffentlichkeit ist vielfach übersehen worden, daß  die Zustim m ung nicht 
einstim m ig erfo lg t ist. Besonders kritisch setzte sich in  einer R ede vor der Vertretung der 
Länder in  B onn der H am burger F inanzsenator m it diesem Gesetzentwurf auseinander. 
W ir halten seine S tellungnahm e fü r  so bedeutsam, daß  w ir sie nachstehend m it einigen  
unwesentlichenÄnderungen abdrucken.In  der Juli-Ausgabe werden wir in  einer besonderen 
Stellungnahm e eines Mitarbeiters desHamburgischcn Welt-Wirtschafts-Archivs noch einm al 
a u f die Problem atik der Steuersenkungspläne surückkomm en.

Zusammen mit den Gemeinden werden die Länder 
und Stadtstaaten der Bundesrepublik Deutsdiland 

mit rd. 2 Mrd. DM die H auptlast des erw arteten 
Steuerausfalls von ca. 3 Mrd. DM zu tragen haben, 
falls der Regierungsentwurf des Steueränderungsge­
setzes 1964 den Bimd-stag in der jetzigen Form pas­
sieren sollte. Ein solcher Entzug an Steuerkraft und 
damit an Leistungsfähigkeit zu Lasten der Länder 
zwingt deren V ertreter zu einer eingehenden Überle­
gung, ob die von der Bundesregierung vorgebraditen 
Gründe wie auch ihre Konsequenzen von den Länder­
regierungen gebilligt und audi verantw ortet werden 
können. Die Bundesregierung hat zur Unterstützung 
ihres Gesetzentwurfs m ehrere Gründe genannt, andere 
— und zwar nidit die unwiditigsten — hat sie ver- 
sdiwiegen.

Nidit vorgebradit wurde der Grund, daß die beabsidi- 
tigtea Steuersenkungen der Bundesregierung helfen 
sollen, die nädisten W ahlen zu gewinnen. Die Herren 
Vertreter der Bundesregierung werden es n id it not­
wendig haben, sidi gegen diese Version aufzulehnen, 
denn idi beabsiditige nidit, aus ihr einen Vorwurf ab­
zuleiten. Entspredien Steuersenkungen nidit der rei­
nen oder der ökonomisdien Vernunft, so mögen sie 
einer jeden Regierung vielleidit dodi als ein Gebot 
der politisdien Vernunft ersdieinen. In einer sehr 
interessanten Analyse zweier ausländisdier W issen­
sdiaftler im Januarheft des Finanzardiivs *) über das 
Wadistum der Staatsausgaben in Deutsdiland wird 
mit Redit der „support yield", d. h. der politisdie Er­
trag von Maßnahmen auf dem Gebiet der Einnahme- 
und Ausgabepolitik als ein zwar irrationaler, aber 
audi unvermeidlidi gegebener Faktor der Finanzpoli­
tik dargestellt. W ir alle müssen uns mehr oder minder 
diesem Faktor beugen, und id i mödite n id it als „theo- 
retisdies Unsdiuldslamm" ersdieinen.

Eine andere Frage bleibt es aber, ob ein soldies Steu­
ersenkungsprogramm, auf sidi allein gestellt und in 
einer Art splendid Isolation präsentiert, eine ökono­
misdie Reditfertigung finden kann, ob es mit dem 
gegenwärtigen Zustand unserer W irtsdiaftslage auf

1) Supran A u d r i c und Jiudfidx V  e  v  e r k  a : »The Growth of 
Government Expenditure in Germany since the Unification", in: 
Finanzardiiv N.F., Bd. 23, Heft 2 (1964), S. 169 ff.

der einen Seite und mit den legitimen Aufgaben der 
öffentlidien Hand in dieser Zeit vereinbart werden 
kann. Droht der Akt der sogenannten politisdien Ver­
nunft nidit zu einem Trauerspiel der ökonomisdien 
Unvernunft zu werden? H ierüber muß gesprodien w er­
den. Die nun von der Bundesregierung vorgebraditen 
Gründe laufen zusammengefaßt darauf hinaus, daß 
der Ausgabenaufblähung der öffentlidien Hand ent­
gegengewirkt werden müsse, weil von ihr eine Kon­
junkturüberhitzung, spridi: ein inflatorisdier Effekt, 
ausgehe, der die Kaufkraft der DM gefährde. Da der 
W eg einier freiwilligen Ausgabenbesdiränkung offen­
bar n id it durdizusetzen sei, bleibe nur der W eg einer 
Einnahmekürzung übrig. Eine Freisetzung von Kauf­
kraft sei durdi die Steuersenkungen nidit zu befürdi- 
ten, da das zusätzlidie Einkommen wohl gespart w er­
den würde. Ist diese Auffassung w irklidi riditig?

Öffentliche Ausgaben und  Inflation

Eine inflationäre oder preistreibende W irkung kann 
von den Staatsausgaben unter zwei Umständen aus­
gehen. Der erste Umstand wäre, wenn der Staat sein 
Ausgabenvolumen über die Grenzen hinaus ausdehnt, 
die durdi die Steuerkraft der Bevölkerung oder durdi 
ihre Ersparnisse gesetzt sind, wenn also mit anderen 
W orten der Notenbankkredit oder die Notenpresse 
als Quelle zusätzlidier Geldsdiöpfung gebraudit oder 
besser mißbraudit werden. Es kann wohl kein Zweifel 
bestehen, daß wir in Deutsdiland diese Art von 
Finanzpolitik nidit betreiben.

Der zweite inflationserzeugende Umstand ist ein Über­
hang der Nadifrage über das Angebot, also einUngleidi- 
gewidit zwisdien Nadifrage und Angebot. In einem 
soldien Zustand befinden wir uns gegenwärtig ohne 
Zweifel. Er ist das A ttribut einer W adistumswirtsdiaft, 
deren produzierende Kapazitäten ersdiöpft sind. Geht 
diese übernadifrage aber lallein von der öffentlidien 
Hand aus? Die Frage stellen, heißt sdion, sie beantw or­
ten. Sie wissen, in weldiem Umfang audi die private 
Nadifrage w ädist und insbesondere die Nadifrage des 
Auslands, die sidi im W adistum  des Außenhandels 
und damit in einer A rt im portierter Inflation offen­
bart. Unter diesen Umständen müßte eine planmäßige 
und ökonomisdi wirksame Finanzpolitik in  ihre Kon­

1964/VI 233



junkturdämpfungsmaßnahmen nidit nur den Sektor 
der öffentlidien Hand, sondern audi den privaten 
Sektor der Volkswirtsdiaft einbeziehen.

Nun wird man mir vielleid it von seiten der Bundes­
regierung, und sogar mit einigem Redit, die Sdiwie- 
rigkeit und die Zweisdineidigkeit von Eingriffen in 
die private W irtsdiaft und insbesondere in die Export- 
w irtsdiaft entgegenhalten. Ist darum  aber die Einsei­
tigkeit der mit dem Steuersenkungsprogramm ver.. 
bundenen Finanzpolitik gereditfertigt? Sie wäre nur 
gereditfertigt, wenn der Entzug fiskalisdier Mittel zur 
Kürzung vorhandener nidit notwendiger Ausgaben 
führte und wenn zudem «ine konjunkturhemmende 
W irkung erzielt werden könnte. So ist es die Gret- 
dienfrage für diese von der Bundesregierung beab­
siditigte Finanzpolitik, ob

1. nur ein illegitimer und nidit ein hödist geredit- 
fertigter, ja  absolut notwendiger Staatsbedarf ge­
drosselt wird, und ob

2. die verm inderte Kaufkraft der öffentlidien Hand zu 
einer Verminderung der Nadifrage insgesamt führt.

Beide Fragen sind m. E. zu verneinen. W as gedrosselt 
werden wird, ist ein höchst notwendiger und unerläß- 
lidier Bedarf der öffentlidien Hand zum Nutzen der 
gesamten W irtsdiaft. W as nidit erreidit werden dürfte, 
ist eine Verminderung der Gesamtnachfrage im M arkt 
für Güter und Dienstleistungen. Die Gründe hierfür 
sind die folgenden:

Der Zusam m enhang stoischen privater Wirtschaft 
und den Staatsausgaben

Die Bundesregierung verkennt zunädist den kausalen 
Zusammenhang zwisdien dem privaten M arktgesdie- 
hen und den Staatsausgaben. Es ist riditig, daß die 
öffentlichen Haushalte eine ständige Tendenz der Aus­
w eitung zeigen. Es ist riditig, daß zahlenmäßig die 
Beträge auf der Ausgabenseite cmsdiwellen. Aber was 
verbirgt sidi ökonomisdi hinter dieser Aufwärtskurve, 
was besagt sie, im Guten oder im Bösen im Hinblidc 
auf die Aufgabe der öffentlidien Haushaltspolitik? 
Die stetige Aufwärtsentwidclung der Haushaltsausga­
ben ist zu einem m aßgeblidien Teil die direkte Folge 
der Bedarfsentwidclung und des tedinisdien Fort- 
sdirittes in der modernen Industriegesellsdiaft und 
zeigt keineswegs nur inflationäre Gefahren.

Lassen Sie midi diesen Tatbestand ansdiaulidi madien. 
W ir leben in einer W adistumswirtsdiaft, in der das 
Produzieren als M ittel zur W ohlstandsgesellsdiaft 
groß gesdirieben wird, in der die A nsprüdie des 
Konsumenten aus eigenen Bedürfnissen oder infolge 
der auf ihn herniederprasselnden W erbung der pro­
duzierenden Unternehmen immer höher gesdiraubt 
werden. Die private Nadifrage, die private Produk­
tion wird hodigetrieben und wädist, hierdurdi wädist 
audi in einem unm ittelbaren Kausalzusammenhang 
der öffentlidie BedarL In Beispielen gesprodien w er­
den immer m ehr Automobile produziert und Teile des 
Verbraudiereinkommens nur allzu willig für den Ab­
satz zur Verfügung gestellt, aber für die damit Hand 
in Hand gehende Inansprudinahm e der öffentlidien 
Hand zur Erstellung der Verkehrswege, der Park­

plätze und Parkhäuser, oder für die notwendige Ab­
leitung des Individualverkehrs auf neue M assenver­
kehrsm ittel soll der Staat aufkommen. Oder: Die W irt­
sdiaft produziert immer hodiw ertigere Güter, stellt 
immer höhere Anforderungen an die Qualifikation 
ihrer Arbeitskräfte, überläßt es aber der öffentlidien 
Hand, im Bildungswesen die entspredienden Auswei­
tungen vorzunehmen. Oder: Das erhöhte und stan­
dardisierte W arenangebot an Genußmitteln mit seinen 
Konservenbüdisen und dem Verpadiungsmaterial 
sdiw illt an, aber die ebenfalls anfallenden Müllgebirge 
bleiben der Fürsorge des Staates überlassen. Die 
Größe der Sdiiffe und Flugzeuge wädist, aber die Pro­
duzenten überlassen es der öffentlidien Hand, die 
trodcenen und nassen Häfen mit gew altigen Summen 
auszubauen. Die Beispiele lassen sid i nodi beinahe 
ins Unendlidie vermehren, auf dem Gebiet der Ver­
hütung von Luft- und W asserverunreinigung, der 
Raumordnung, der bedrohten Landsdiaftspflege, der 
Lärmbekämpfung und vieles mehr. Stehen die Mittel 
dafür der öffentlidien Hand nidit in  genügendem Um­
fang zur Verfügung, so entsteht, w ie es  Prof. Gal- 
braith in seinem aufsehenerregenden, aber praktisdi 
nodi nidit genügend zur Kenntnis genommenen Budi 
„Gesellsdiaft im Überfluß" formuliert hat, eine Stö­
rung des sozialen Gleidigewichts, ein ökonomisdi ge- 
fährlidies M ißverhältnis zwisdien den Ansprüdien, 
w eldie die wirtschaftlidie und tedinisciie Entwidclung 
im privaten Sektor der öffentlidien Hand präsentiert 
und den M itteln der öffentlichen Hand, diese Ansprü­
die zu befriedigen.

Staatsausgaben sind  auch produktiv
Welche Folgerungen ergeben sich hieraus? Nun, idi 
will es sehr einfadi formulieren. Es ist eine grundfalsche 
und noch aus der These des N aditw äditerstaates stam­
mende Auffassung, daß alles, was im Rahmen der Pri- 
vatw irtsdiaft gesdiieht, produktiv, gewinnbringend, 
wohlstandsvermehrend sei und alles, was die öffent- 
lidie Hand unternimmt, unproduktiv, verlustbringend 
und wohlstandshemmend. Eben das ist ein verhäng­
nisvoller Denkfehler. Sehr viel eher muß heute in 
einer Periode einer ungehemmten Gütererzeugung mit 
ungehemmten Appellen an die V erbraudierkraft ge­
fragt werden, ob es wirklich alle von der Privatwirt- 
sdiaft erzeugten Güter für unsere Gesellschaft gesell- 
sdiaftlidi w iditig und im allgemeinen Sinne nutzbrin­
gend sind. Stellen nidit vielm ehr gerade die Dienst­
leistungen, zu denen die öffentliche Hand aufgerufen 
ist, einen besonders produktiven Sektor im gesell- 
schaftlidien Leben dar, weil sie auf die wirklich benö­
tigten Leistungen und Dienste abgestellt sind, denen 
sidi der private Sektor versagt? Ich meine, daß es 
Zeit ist, die auf der Ausgabenseite unseres Budgets 
erscheinenden Zahlen und die in ihnen manifestierten 
Leistungen für die Gemeinsdiaft von dem Makel der 
ökonomischen Untugend zu befreien. W enn ein Zweig 
ökonomischer A ktivität sich der gesellschaftlidi not­
wendigen Bedarfsdeckung verschrieben hat, dann ist 
es eben die Ausgabenpolitik der öffentlidien Hand. 
Hierfür darf ich einen wohl audi der Bundesregierung

2) John K. G a l b r a i t h :  .G esellsd iaft im tTberfluB*, MQndien 
und Zürich 1958.
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unverdäditigen Kronzeugen zitieren, nämlidi den 
Sdiatzkanzler der konservativen Regierung des briti­
sdien Königreidis:

.D ie ö ffentlid ien  A usgaben  in d iesem  Ja h re , d ie  fo rt­
dauernden w ie die einm aligen  A usgaben , w erd en  sd in e ll 
steigen. Das is t no tw endig , um. fü r d en  W o hnungsbau , 
die Sdiulen, die U n iv ersitä ten  u n d  C olleges, d ie  K ran ­
kenhäuser, zu zahlen , die w ir a ls Land w ü n sd ien  u n d  
die das Parlam ent geb illig t h a t. Es is t  ebenso  n o tw en ­
dig, die rap ide w ad isenden  K ap ita lausgaben  fü r die 
öffentlidien D ienste und  D ienstle is tungen  zu finanzie­
ren, die für die V o lksgesundheit u n d  d ie  K raften tfa ltung  
unserer W irtsd ia ft e rfo rd erlid i s in d .”

Hier ist erkannt, was von der Bundesregierung und 
ihren Trabanten „m andiesterlidier" Konzeption ver­
kannt wird.

Und lassen Sie midi nodi einen Gedanken hinzufügen: 
Ausdehnung der öffentlidien W irtsdiaft bedeutet kei­
neswegs eine Sdimälerung der privaten W irtsdiafts- 
aktivität oder Produktivität, wie es uns die zeitge- 
nössisdien Anhänger des N aditw äditerstaates weis- 
madien wollen. Was stattfindet, ist nur eine Änderung 
in der Zusammensetzung der produzierten Güter. 
Statt Luxusproduktion und der Erwedcung immer 
neuer und raffinierterer Bedarfe für den individuellen 
Konsum gibt die öffentlidi'e W irtsdiaft der Produktion 
dann andere und vernünftige Impulse, sid i auf andere 
und vernünftigere Bedarfe unserer Gesellsdiaft umzu­
stellen. So werden die Produktivkräfte in W irklidikeit 
nidit gesdiwädit, sondern in sinnvoller und nutzbrin­
gender Weise beeinflußt.

Steuern sind der Kaufpreis f ü r  Güter und  Leistungen

In soldiem Lidite betraditet, ergeben sidi audi Folge­
rungen für die Finanzpolitik. Nodi immer werden 
Steuern als eine Art von Raub an  privatem Eigentum 
betraditet. Nodi immer ersdieinen Steuersenkungen 
als Manifestationen der Vernunft, Steuererhöhungen 
als Sünde wider den Geist. In W irklidikeit sind 
Steuern nidits anderes als die Preise, die der
Bürger für Dienstleistungen, für lebenswerte und
lebensnotwendige Dinge zu zahlen hat und die
er als selbstverständlidi ansieht, wenn sie ihm 
vom privaten Produzenten abgefordert werden, die 
er ab e r, offenbar als Leistungen ohne Gegenwert 
zu betraditen geneigt ist, wenn sie ihm im
Steuerbesdieid abgefordert werden,. Es ist, gesamt- 
ökonomisdi betraditet, ein Irrtum, zu glauben, daß 
Steuern das Verbraudiseinkommen sdimälern müssen. 
Sie sdiiditen es in W irklidikeit nur um, sie sind ein 
System der Ordnung und Planmäßigkeit der Bedarfs- 
dedcung gegenüber der anarchisdien Bedarfsdedcung, 
einer wildwudiernden Produktionsfülle, w eldie die 
moderne Industriegesellsdiaft, kennzeidinet. N atürlidi 
erhält der einzelne für seinen in Form von Steuern 
abgelieferten Kaufpreis nidit gerade die Güter, von 
denen er in besonderem Maße träumt, aber er kauft 
damit durdvaus entweder Güter oder Leistungen, für 
die er sonst teuer bezahlen müßte, Straßen, Kinder­
heime, Sdiulen, verbilligte Wohnungen, Gesundheits­
pflege oder alle jene Einriditungen, ohne die einei ge­
ordnete Form des gesellsdiaftlidien Zusammenlebens 
nidit denkbar wäre. Was sind Polizei, Reditspflege,

Bildung, Fürsorge und Vorsorge eigentlidi anderes 
als das Bemühen, ein soziales Gleidigewidit herzu­
stellen, die weniger Bemittelten audi an den Gütern 
und Aufstiegsmöglidikeiten dieser W elt teilhaben zu 
lassen, aber ebenso audi dem Bemittelten seine Sidier­
heit zu gewährleisten?

A rm u t des Staates ist keine Tugend

Damit komme id i nun dazu, ein anadironistisdies Tabu 
anzufassen, einen Fetisdi, der immer wieder in die 
Diskussion um die Haushaltsgestaltung hineingetra­
gen wirdj die angeblidi so sdiredclidie Inahsprudi- 
nahme oder wadisende Inansprudinahme des Sozial­
produkts durdi die öffentlidie Hand. Audi hier wird 
uns eine gesellsdiaftlidie Lüge und nidits anderes 
präsentiert, daß nämlidi die Inansprudinahme des 
Sozialprodukts durdi den Staat ein Akt der Verarmung 
unserer ökonomisdieri Potenz sei. Genau das Gegen­
teil ist riditig. Audi gesellsdiaftlidier Reiditum, audi 
kollektives Vermögen oder allgemeine Nutzungsredite 
sind M anifestationen der Produktivität und der W ohl­
fahrt. Sie sind es in dem Umfang, in dem dieser Reidi­
tum vorhanden ist und eine dienende Funktion aus­
übt. Der moderne Industriestaat läßt, abgesehen von 
der Verteilung des Individuellen Reiditums, keinen 
gesellsdiaftlidien Zustand m ehr zu, in weldiem der 

. Staat arm und darum tugendhaft, die private W irt­
sdiaft aber reidi — und eben darum nur tugend­
haft ist.

Immer nodi aber wird, unbekümmerten und verküm ­
m erten Geistes, das herkömmlidie Konzept, dieses 
Reliquium aus der Zeit des N aditw äditerstaates, als 
Fetisdi vorangetragen und angebetet. Ein heimlidier 
Interessenverband für die Verteidigung des Altbaues 
der ökonomisdien Theorie kämpft um diese Besitz- 
standswahrüng des Denkens einer vergangenen Epodie.

: Der ökonomische Irrtum  in  der Steuerpolitik  
der Bundesregierung

Damit ist audi jener ökonomisdie Irrtum, der sidi 
hinter den Steuersenkungsplänen der Regierung voll­
zieht, gekennzeidinet.

Aut einer Einbahnstraße steuerpolitisdien Denkens 
sollen der öffentlidien Hand rund 3,2 Mrd. DM, den 
Ländern rund 2 Mrd. DM entzogen werden. Paßt die­
ser Aderlaß der öffentlidien Hand w irklidi in die öko­
nomisdie Landsdiaft, kann er flnanzpolitisdi verdaut 
werden, ist er vom Gesiditspunkt des damit aufgezwun­
genen Leistungsverzidits zu verantworten? N idits von 
alledem, so meine idi, und so wage idi es audi einmal 
öffentlidi zu sagen. Riditig ist vielm ehr folgendes:

1. Ein neuer Konjunkturauftrieb mit preistreibenden 
W irkungen ist gegenwärtig festzustellen, der nadi 
allen Regeln praktisdier Erfahrung und ökonomi- 
sdier Erkenntnisse eher eine Absdiöpfung von 
Kaufkraft als eine neue Freisetzung von Kaufkraft 
gebietet.

2. Die Sdiöpfüng neuer Kaufkraft durdi . einseitige 
Steuersenkungen ei:sdieint unvermeidlidi. Es kann 
nidit damit gerechnet werden, daß die der öffeht- 
licfaeti Hand durdi die Steuerseiikung entgehenden 
Mittel zu einer. M inderung des Ausgabenvolumens
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führen werden, durch weldie die zusätzlidie pri­
vate Kaufkraft kompensiert werden könnte. Die 
Länder jedenfalls werden einfadi nidit in  der Lage 
sein, den Entzug von M itteln durdi entsprediende 
Einsparungen fiskalisdi auszugleidien, nadidem  die 
Länder sdion durdi Erhöhung des Bundesanteils an 
den Einkommen- uhd K örpersdiaftsteuern vor die 
größten Sdiwierigkeiten gestellt sind, ihre Aufga­
ben durdizuführen. Es ist mit einer an Sidierheit 
grenzenden W ahrsdieinlidikeit anzunehmen, daß 
die Länder die fehlende Dedcung auf dem Anleihe­
m arkt sudien müssen. Die Elastizitätsquote eines 
Haushalts ist ja  außerordentlidi minimal geworden. 
Personal- und fortdauernde Ausgaben stellen feste 
Blödce dar, an denen sidi keine A bstridie vorneh­
men lassen, ja  bei denen eher unter den Auswir­
kungen der Preis- und Lohnentwidclung mit einem 
Ansteigen zu redinen ist. Aber audi die einmaligen 
Ausgaben und Investitionen sind zu 90 bis 95 Vo 
Fortsetzungsmaßnahmen, die sidi nidit abstoppen 
lassen, weil die Einstellung oder Verzögerung be­
gonnener Bauten entweder politisdi nidit tragbar 
oder w irtsdiaftlldi nidit verantw ortbar wäre. Unter 
diesen Umständen ist also anzunehmen, daß die 
Steuersenkung eben in Höhe der Quote ihres 
Effekts auf den Einkommenbezieher zusätzlidie 
Kaufkraft zu ein«m zumindest unveränderten 
öffentlidien Auftragsvolumen sdiafft.

3. Diese Annahme kann audi nidit durdi den Ein­
wand entkräftet werden, daß der erhöhte N etto­
betrag an  Einkommen gespart und nidit verbraudit 
wird. Die Analyse der Steuerersparnis für den ein­
zelnen Einkommenbezieher in den versdiiedenen. 
Einkommensklassen zeigt, daß die Beträge nidit 
hodi genug sind, um etwa als zusätzlidies Betriebs­
oder Investitionskapital irgendwie eine Rolle zu 
spielen; es ist vielm ehr zu vermuten, daß die Be­
träge für die Verbesserung der Lebenshaltung ver­
wandt werden, sofern sie nidit zum Ausgleidi ein­
getretener Preissteigerungen aufgezehrt werden. 
Zudem ist anzunehmen, daß in  den begünstigten 
Einkommensklassen die bestehenden Anreize für 
Sparmaßnahmen durdi Steuerbegünstigungen oder 
Prämiengewährungen bereits weitgehend aus dem 
vorhandenen Einkommen ausgenutzt sind, so daß 
hinsiditlidi des Neueinkommens Sparanreize nidit 
m ehr sehr w irksam  w erden können. Ganz be­
stimmt wird audi ein neues W erbetrommelfeuer 
versudien, den privaten, V erbraudi zu steigern. 
Selbst wenn aber individuell gespart würde, flösse 
das in den Kreditinstituten angelegte Geld im 
W ege seiner zinsbringenden Verwendung wieder 
in den W irtsdiaftsprozeß zurüdc. Es wird ja  nidit 
sterilisiert!

Audi für diese Auffassung habe id i Kronzeugen, so­
fern meine eigene W eisheit nidit als ausreidiend be­
trad itet werden sollte. Der eben bereits zitierte bri- 
tisdie Sdiatzkanzler ließ in seiner H aushaltsrede kei­
nen Zweifel offen. Er sagte:

.U m  d ie  G efah r d essen  zu v erm eiden , w as d ie  N a tio n a l­
ökonom en eine  Ü berh itzung  d e r  K o n ju n k tu r n ennen , 
m uß id i m id i bem ühen , e in en  g roßen  A n te il d e r  öffent- 
lid ien  A usg ab en  aus dem  S teueraufkom m en zu  fin an ­
z ieren  u n d  d ie  A n le ih e tä tig k e it zu reduzieren ." .

N idit anders heißt es in den am 13. April 1964 heraus­
gegebenen Empfehlungen des M inisterrats der EWG 
zur Bekämpfung der Inflation zunädist grundsätzlidi, 
daß eine strengere Haushaltspolitik erforderlidi sei, 
die erstreben müsse, die Budgets nidit über einen be­
stimmten Prozentsatz, näm lidi 5 Vo, ansdiw ellen zu 

I lassen. Diese Forderung teile id i in dem Sinne, daß 
die Haushalte der öffentlidien Hand sid i im Rahmen

der Zuwadisrate des Sozialprodukts halten sollten — 
und das haben wir getan. Diese Besdiränkung muß 
und w erde id i audi in Zukunft vertreten. Dann aber 
heißt es in der Erklärung des M inisterrats:

.S o w e it d ie  R e g ie rungen  n id it  d ie  re d itlid ie n  u n d  ad­
m in is tra tiv en  M ö g lid ik e iten  zu r D urd ifüh rung  d ieser 
B egrenzungen des A usg ab en w ad istu m s h aben , so llen  sie 
d ie  b u d g e tp o litlsd ien  M aßnahm en d u rd i s teu erp o litisd ie  
ergänzen , um  d en  E ffekt auf d ie  Entw icklung d e r  nom i­
n e llen  In lan d sn ad ifra g e  d u rd i S teuere rh ö h u n g en  —  zu- 
sä tz lid i zu  d en  z. Z. fü r das J a h r  e rw a rte te n  S teu ere in ­
n ahm en  —  zu erzielen ."

Genau das Gegenteil aber beabsiditigt die Bundes­
regierung.

Der S teuerausfa ll m uß ausgeglichen werden

Idi bestreite nidit die Notwendigkeit einer Verbesse­
rung unseres Steuertarifs bei der Einkommen- und 
Lohnsteuer für die unteren Einkommensklassen und 
den M ittelstand. Idi habe im Gegenteil bereits vor 
Jahren  in einer Haushaltsrede vor der Hamburger 
Bürgersdiaft selbst diese V erbesserungen gefordert,
Idi w idersetze m idi also keineswegs einer sozial ge- 
rediten  Verbesserung der Lohn- und Einkommen­
steuer. W ogegen id i m idi aber wende, das ist die 
Einbahnstraße dieser Steuerpolitik, die nidit einmal 
daran denkt, den Ausfall durdi steuerpolitisdie Maß­
nahmen anderer N atur wettzumadien. Idi will midi 
hierüber im einzelnen nidit äußern.

Die Frage einer Umgestaltung des gespaltenen Satzes 
bei der Körpersdiaftsteuer, der Abzugsfähigkeit bei 
der Vermögenssteuer, die Frage einer zusätzlidien 
Besteuerung des typisdien Luxusbedarfs, der audi die 
von der Inflation nodi stärker bedrohten Staaten im 
EWG-Raum folgen könnten, die Einführung einer Ge­
bühr für neue Autobahnen und audi die Frage einer 
zwedcgebundenen Umlage auf die W irtsdiaft zur För- | 
derung der W issensdiaft, ähnlidi der M ethodik bei 
der Entwiddungshilfe, steht hierbei durdiaus zur Er­
wägung an. Der vertikale Finanzausgleidi wäre ; 
dann selbstverständlidi entsprediend zu revidieren.
Idi will keinen Zweifel darüber lassen: W enn nidit 
die Gesundheitsfürsorge, die Fortsetzung des Sdiul- ! 
baus, des Straßenbaus, der Infrastrukturmaßnahmen 
im Sektor der Länder und Gemeinden in Frage ge­
stellt werden soll, wenn n id it die bestehende Arbeit 
des W issensdiaftsrates eingefroren und der Bau neuer 
U niversitäten gehemmt werden soll, wenn w ir nidit 
gerade den produktiven Sektor der öffentlidien W irt­
sdiaft verküm m ern und  dam it unsere Stellung im in­
ternationalen Konkurrenzkampf kom promittieren wol­
len, dann müssen soldie Ausgleidismaßnahm en ge­
sdiaffen werden. Eine andere A lternative w äre nur 
eine für die Länder gewaltige Neuversdiuldung, die 
ja  aber die Bundesregierung n id it will und nadi ihrer 
ökonomisdien Konzeption nidit wollen kann.

S) In diesem Zusammenhang wäre auch die englische Methode zo 
erwähnen, Steuerbegünstigungen nicht mit der vollen  Progression 
wirksam werden zu lassen, sondern zw isdien einer Grundtaxe 
und einer Surtaxe zu unterscheiden und daher also nur Steuer* 
begünstigungen im Rahmen der Proportionalzone zu berücksiditi- 
gen. Vgl. Konrad L i 11 m a n n : »Steuersystem oder Steuerdiaos? 
Bemerkungen zu einem aktuellen Kapitel Finanzpolitik", in: Ham­
burger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 9. Jahr 
(1964), S. 123.
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